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LiebeMieterfreundinnen
undMieterfreunde,

dieWelt-Online vermeldete
am 14. Januar 2012, dass die
Ratingagentur Standard&
Poor’s (S&P) Europas Elite
die Bankrotterklärung aus-
stellt. Wie konnte es dazu kom-
men?

Allein Deutschland hat sei-
ne sogenannte AAA-Wertung
behalten und kam – noch – un-
geschoren davon.

Die Bonitätsprüfer kriti-
sierten jedoch die politische
Aufarbeitung der Euro-Krise,
insbesondere der langwierige
und offen zur Schau gestellte
Disput der „Euro-Fürsten“
habe eine rasche und ange-

FRANZ OBST

MEINE MEINUNG

Europa und der
Bundespräsident,
ein Gleichklang?

messene Lösung verhindert.
Auch das politischeHandeln

imUmgangmit den Banken
nimmt sich die Ratingagentur
vor. Das globale Schrumpfen
von Bilanzen sorge für eine Ver-
knappungwachstumsfördernder
Kredite anUnternehmen und
Haushalte. S&P ist imÜbrigen
die mächtigste der drei großen
weltweiten Ratingagenturen.

Die Schuldenkrise ist längst
nicht bewältigt, und alle Länder
brauchenGeld.

Und nicht nur die Länder
brauchenGeld, auch unser Bun-
despräsident brauchte ehedem
Geld und hat sich den Kredit
von einem seiner „guten Freun-
de“ besorgt, die auch für andere
finanzielle Unterstützung durch-
aus bereitstanden.

Der geneigte Leser fragt
sich, wasmit der wirklich inten-
sivenmedialen Behandlung der
KreditaffäreWulff bezweckt
wird.

Soll dieseMedienkampagne,
die die Grenze des Fremdschä-
mens, und zwar sowohl auf der
einen wie auf der anderen Seite,
längst überschritten hat, den
Blick des Lesers von der Euro-
Krise, die uns gerade wieder
einholt, wie die Abwertung
Frankreichs zeigt, ablenken,
oder handelt es sich nicht viel-
mehr umDiskussionen auf glei-
chemNiveau?

Warum sollte es dem ersten
Mann im Staate besser gehen
als dem Staat selber, der auf fi-
nanzielle Zuwendungen jeder
Art gleichermaßen angewiesen
ist.

Diese Verknüpfungmag et-
was hinken, insbesondere vor

demHintergrund, dass Präsi-
denten imAllgemeinen nicht
durch Ratingagenturen einge-
stuft werden. Die auf den ersten
Blick allerdings völlig unter-
schiedlich erscheinenden Pro-
blemkreise belegen einmal mehr
eines deutlich, nämlich, dass
das Ausgabeverhalten, bestimmt
durch die Politik eines Landes,
nämlich die Politiker, nicht von
demLernprozess ausschließt,
dass man sich hinsichtlich der
Ausgaben gerade nicht an den
Einnahmen orientiert, sondern
vielmehr die erhöhten Ausgaben
mit erhöhten Krediten abdeckt.

Gleichwohl reiben sich Poli-
tiker immer wieder verwundert
die Augen, da nicht nur Ihres-
gleichen, sondern auch die Be-
völkerung sich nach und nach
diesem Lernprozess anpasst, ob-
wohl sie es doch eigentlich sein
soll, die denGürtel enger
schnallt, damit die Steuerein-
nahmen und damit auch die
MöglichkeitenGeld auszuge-
ben, in der Politik noch aus-
ufernder werden können.

Es ist also nicht bloß die Fra-
ge, hat der Bundespräsident ge-
fehlt, sondern vielmehr auch, ist
die Journaille noch in der Lage,
große und kleine Themen von-
einander zu unterscheiden und
derenWichtigkeit auch in den
Headlines so zu sortieren, dass
der Leser Essentielles von Kam-
pagne unterscheiden kann.

Für die Bevölkerung durch-
aus interessante Themenwer-
den indes bloßmit einer Rand-
notiz bedacht, wie etwa der in
der FAZ am 10. Dezember 2011
veröffentlichte Beitrag über die
wirtschaftliche Bedeutung von

Immobilien, ausgehend von ei-
ner aufwendigen Erhebung
des Analysehauses Bulwien-
Gesa.

Im Rahmen dieser Studie
wurden nämlich dieWohnun-
gen alsWerttreiber von Städ-
ten ausgemacht. DerWert al-
ler Grundstücke undGebäude
in der Hauptstadt liegt nach
dieser Studie bei 235Milliar-
den Euro, gefolgt vonMün-
chenmit 223Milliarden Euro
undHamburgmit 215Milliar-
den Euro und dann schonweit
abgeschlagen Kölnmit
100Milliarden Euro.

DieseWerte magman für
sich genommen so zur Kennt-
nis nehmen, allerdings können
Studien dieser Art durchaus
Maßnahmen in einer Stadt
oder Region bestimmen, die zu
einemAusbluten anderer Re-
gionen führen, weil diese Städ-
te schlicht attraktiver werden
und bei der Stadtentwicklung
demzufolge eine entscheiden-
de Rolle bei Investitionsent-
scheidungen spielen.

Wollen wir hoffen, dass das
nicht gerade in den Ballungs-
zentren zu einer weiteren deut-
lichenMietsteigerung führt,
die Sie, liebeMieterfreundin-
nen undMieterfreunde, trifft.

Wir als Ihre Interessenver-
treter werden dafür eintreten,
dass für Sie weiterhin dieMie-
ten bezahlbar bleiben.

In diesem Sinne verbleibe
ichmit den bestenWünschen
für einen schönen Frühjahres-
auftakt.

Ihr
FranzObst
Landesvorsitzender

� Der Mieterverein Mittelrhein zieht zum 1. April 2012
mit seiner Geschäftsstelle in Neuwied von der Bahnhof-
straße in die Herrmannstraße, schräg gegenüber dem
Amtsgericht Neuwied, um.
Der Verein ist weiterhin zu erreichen unter der Telefon-

nummer 0 26 31/2 45 47, Faxnummer 0 26 31/3 17 47
oder per E-Mail unter neuwied@mieterbund-mittel-
rhein.de.
Die Büroöffnungszeiten des Mietervereins Mittelrhein
sind Montag bis Donnerstag von 8.30 bis 12.00 Uhr
und von 13.30 bis 17.00 Uhr sowie Freitag von 8.30 bis
13.00 Uhr.
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